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VERWALTUNGSVERFAHREN

1. Voraussetzungen
und Bedeutung 

Wer vom Amt für Zusatzleistun-
gen, von der Invalidenversiche-
rung (IV) oder von einem Unfall-
versicherer finanzielle Leistungen
wie ein Taggeld oder eine Rente
beantragen muss, ist in aller Regel
nicht mehr in der Lage, seinen Le-
bensunterhalt aus eigener Kraft zu
bestreiten, geschweige denn im
Streitfall einen Anwalt zu bezah-
len. Deshalb hat die unentgeltliche
Rechtsvertretung (URV) im Be-
reich des Sozialversicherungs-
rechts eine besonders grosse Be-
deutung erlangt. 

Die Voraussetzungen für die Be-
stellung eines unentgeltlichen
Rechtsvertreters ergeben sich aus
Art. 29 Abs. 3 BV und Art. 6
Abs. 3 lit. c EMRK und sind
grundsätzlich dieselben wie in al-
len anderen Rechtsgebieten: Die
betroffene Person muss bedürftig
sein, ihr Rechtsbegehren darf
nicht aussichtslos sein und der
Beizug eines Anwalts muss sich
aufgrund der Bedeutung des
Streitgegenstandes und aufgrund
der Komplexität der Rechtsfragen
sachlich rechtfertigen bzw. erfor-
derlich sein.1 Aussichtslosigkeit
darf nicht bei jeder verlorenen Be-
schwerde angenommen werden:
Wenn etwa eine Beschwerde nach
gerichtlicher Androhung der re-
formatio in peius wieder zurück-
gezogen wird, bedeutet dies nicht
automatisch, dass die Beschwerde
aussichtslos gewesen ist. Selbst
dann ist unter Umständen die
URV zu bewilligen.2

Bei der URV-Bewilligungspra-
xis gibt es je nach Versicherungs-
zweig und je nach Verfahrens -
stadium erhebliche Unterschiede.

Sind diese gerechtfertigt? Wie sind
die Modalitäten der Entschädi-
gung des unentgeltlichen Rechts-
vertreters? Welcher Aufwand darf
geltend gemacht werden? Wann
erfährt die Anwältin, dass sie als
unentgeltliche Rechtsvertreterin
eingesetzt wird? 

Ich habe den subjektiven Ein-
druck, dass in letzter Zeit ver-
mehrt URV-Gesuche abgelehnt
und Honorarnoten gekürzt wer-
den. Ob diese Verschärfung der
URV-Praxis System hat und Folge
des Spardrucks bei den Sozialver-
sicherungsträgern ist oder nicht,
sei dahingestellt. Die Folge ist je-
denfalls, dass URV-Mandate zuse-
hends unattraktiv werden, denn
das Unternehmerrisiko für abge-
lehnte URV-Gesuche tragen wir
Anwältinnen und Anwälte. Damit
wird im Endeffekt der Rechts-
schutz von finanziell bedürftigen
Rechtsuchenden geschwächt und
die Wirksamkeit von Art. 29
Abs. 3 BV in Frage gestellt.3 Im
Folgenden sollen einige der häu-
figsten praktischen Probleme auf-
gezeigt werden, mit denen Anwäl-
te, die regelmässig unentgeltliche
Rechtsvertretungen im Sozialver-
sicherungsrecht führen, immer
wieder zu kämpfen haben.

2. Erforderlichkeit im
Verwaltungsverfahren

Während im sozialversicherungs-
rechtlichen Gerichtsverfahren die
URV bereits dann bewilligt wird,
wenn der Beizug eines Rechtsan-
waltes «gerechtfertigt» ist,4 muss es
im Verwaltungsverfahren «erfor-
derlich» sein, dass die versicherte
Person eine Anwältin beizieht.5
Dabei haben die Behörden ein

grosses Ermessen, das nicht immer
sachgerecht und nachvollziehbar
angewandt wird. Für die versicher-
te Person – und ihren Anwalt – ist
es häufig unmöglich vorauszusa-
gen, ob ein URV-Gesuch bewilligt
werden oder an der Hürde der Er-
forderlichkeit scheitern wird. 

Ein Hauptgrund dafür ist, dass
die Versicherungsträger keine kla-
ren Richtlinien haben, wie sie ihr
Ermessen auszuüben haben.6 Das
Bundesgericht hat mit seiner we-
nig konkreten und teilweise wider-
sprüchlichen Rechtsprechung bis-
her auch keine Klärung gebracht:
Einerseits hält es fest, dass an die
Voraussetzungen für die URV im
Verwaltungsverfahren ein strenger
Massstab anzulegen sei.7 Somit
dränge sich die anwaltliche Vertre-
tung im Verwaltungsverfahren nur
in Ausnahmefällen auf.8 

In einem anderen Leitentscheid
hielt das Bundesgericht aber fest,
dass «ein aus Art. 4 Abs. 1 BV ab-
geleiteter Anspruch auf URV auch
für das an den Einspracheent-
scheid anschliessende Verwal-
tungsverfahren der Unfallversiche-
rung grundsätzlich zu bejahen
ist».9 Dies müsste dann ja nicht
nur für den Bereich der Unfallver-
sicherung gelten, sondern ganz ge-
nerell für das Sozialversicherungs-
recht. Im selben Entscheid hält das
Bundesgericht fest, man müsse
sich für die Beurteilung der Erfor-
derlichkeit die Frage stellen, ob der
Gesuchsteller – auf sich allein ge-
stellt – den tatsächlichen und
rechtlichen Schwierigkeiten ge-
wachsen wäre.10 In anderen Ent-
scheiden hält das Bundesgericht
fest, entscheidend sei, ob der Ge-
suchsteller, wenn er die nötigen fi-
nanziellen Mittel hätte, einen An-
walt beauftragt hätte.11 Dies wäre

Die unentgeltliche Vertretung
ist klarer zu regeln

Anwälte sind verpflichtet,
Mandate der unentgelt -
lichen Rechtsvertretung
(URV) zu übernehmen.
Die sind aber wenig
attraktiv. Abhilfe
schaffen könnten klarere
Regeln, eine höhere
 Entschädigung und mehr
Rechts sicherheit.

Pierre Heusser,
Rechtsanwalt, Zürich
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beim Streit um eine Rentenleis-
tung mit dem damit verbundenen
 hohen Interessewert für die versi-
cherte Person wohl regelmässig zu
bejahen. Andernorts wurde ausge-
führt, dass der Anspruch auf URV
eher zu gewähren sei, je techni-
scher die Materie sei und je kürzer
die Verfügungsbegründung aus -
gefallen sei.12 Wiederum ein an-
deres Mal war das Bundesgericht
der Ansicht, der Anspruch auf
URV bestehe dann nicht, wenn
nur  medizinische Fragen umstrit-
ten seien.13

Was gilt denn nun? Ein «stren-
ger Massstab», so dass die URV im
Verwaltungsverfahren nur «in
Ausnahmefällen» zu bewilligen ist?
Oder ist darauf zu schauen, ob der
Gesuchsteller einen Anwalt beauf-
tragt hätte, wenn er über die nöti-
gen Mittel verfügen würde, was re-
gelmässig zu bejahen ist? Oder
kommt es vielmehr darauf an, wie
technisch beziehungsweise wie
medizinisch die Materie oder aber
wie ausführlich die Verfügung be-
gründet ist? Oder gilt vielleicht
doch einfach der Schlusssatz in Er-
wägung 5.1 des Urteils des Bun-
desgerichts I 928/05 vom 4. De-
zember 2006: «Es sind vielmehr
die konkreten Umstände zu be-
rücksichtigen», was praktisch auf
ein freies Ermessen der Behörde
hinausläuft? So kann sich jeden-
falls keine konsistente Rechtspra-
xis entwickeln. Die Folge ist eine
erhebliche Rechtsunsicherheit in
Bezug auf die Gewährung der
URV im Verwaltungsverfahren.

2.1 Unterschiede je nach
Versicherungszweig
In der Praxis zeigen sich – je nach
Versicherungszweig – erhebliche
Unterschiede bezüglich der Erfor-
derlichkeit der URV im Vorbe-
scheids- beziehungsweise Einspra-
cheverfahren. Dafür gibt es keine
sachlichen Gründe, denn es müss-
ten in allen ATSG-Verfahren, ja ei-
gentlich in allen Rechtsgebieten
überhaupt,14 dieselben Regeln

gelten. Die Suva und die privaten
UVG-Versicherer gewähren die
URV eigentlich immer, wenn die
restlichen Voraussetzungen (Be-
dürftigkeit, fehlende Aussichtslo-
sigkeit) gegeben sind. Auch die
kantonalen IV-Stellen handhaben
dies ähnlich. Der «strenge Mass-
stab» ist also in der Praxis doch
nicht immer so streng.

Eine Ausnahme ist die IV-Stelle
für Versicherte im Ausland (IVS-
TA). Aus nicht nachvollziehbaren
Gründen verweigert sie immer
wieder die URV, selbst in relativ
komplexen Fällen. Hier muss
dann das Bundesverwaltungsge-
richt korrigierend eingreifen.15

Auch einige Durchführungsstellen
nach ELG weisen URV-Gesuche
systematisch mit der Begründung
ab, der Sachverhalt werde ja von
Amtes wegen geprüft. 

Spätestens seit BGE 125 V 32
Erwägung 4, in dem übrigens die
Rechtsentwicklung zur URV im
Verwaltungsverfahren anschaulich
dargelegt wird, kann diese Haltung
nicht mehr vertreten werden. Mitt-
lerweile hat die Rechtsprechung
auch für den Bereich des ELG fest-
gehalten, dass häufig komplizierte
Fragen umstritten sind, die den
Beizug eines Anwalts erfordern.16

Restriktiv sind die Behörden aber
auch im Bereich der Arbeitslosen-
versicherung, wiederum mit dem
unzulässigen Verweis auf die Un-
tersuchungsmaxime. Und auch
hier musste das Bundesgericht kor-
rigierend eingreifen.17

2.2 Einfluss der Stufe des
 Verfahrens

2.2.1 Vor einer Verfügung
oder einem Vorbescheid
Nachdem eine Anmeldung oder
ein Gesuch für Sozialversiche-
rungsleistungen erfolgt ist, muss
der Sozialversicherer den Sachver-
halt von Amtes wegen abklären,18

und das Verfahren ist noch nicht
streitig, weshalb in diesem Verfah-
rensstadium in aller Regel der Bei-

zug eines Anwalts noch nicht not-
wendig ist. Folgerichtig wird auch
die URV in diesem Verfahrenssta-
dium nur in ganz seltenen Aus-
nahmefällen bewilligt.19

2.2.2 Im Vorbescheids- und
Einspracheverfahren
Für das Vorbescheids- und Ein-
spracheverfahren kann auf das
oben Ausgeführte verwiesen wer-
den. In aller Regel wird in der Pra-
xis die Erforderlichkeit einer an-
waltlichen Vertretung in diesem
Stadium bejaht, weil das Verfahren
nun streitige Elemente aufweist,
weil die Begründung der ableh-
nenden Verfügung für die versi-
cherte Person häufig nicht ver-
ständlich ist, weil schwierige
Rechtsfragen umstritten oder weil
divergierende Arztberichte zu
würdigen sind. 

Insbesondere die Verfügungen
der Ämter für Zusatzleistungen
zur AHV/IV sind selbst für die er-
fahrene Anwältin nur nach einge-
hendem Aktenstudium verständ-
lich, da die Verfügungsbegrün-
dung lediglich aus dem aktuellen
Unterstützungsbudget der versi-
cherten Person besteht. Woher
sich aber die im Budget eingesetz-
ten Zahlen ableiten, muss der Ver-
fügungsadressat selber aus den Ak-
ten rekonstruieren. Diese Praxis
wird mittlerweile auch von den
Gerichten kritisiert.20 In Renten-
revisionsfällen wird die URV re-
gelmässig bewilligt.21

2.2.3 Nach einer
 Rückweisung
Nach einer Rückweisung durch
das kantonale Versicherungsge-
richt ist beim Sozialversicherungs-
träger ein erneutes URV-Gesuch
für das nun folgende Verwaltungs-
verfahren zu stellen. Dabei dürfen
nicht allzu hohe Hürden an das
Gesuch gestellt werden: Ein
Schreiben des Anwalts, er gehe da-
von aus, dass die URV weiterhin
bestehe, genügt, auch wenn er die-
ses nicht ausdrücklich als «URV-
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Gesuch» bezeichnet.22 Bezüglich
der Frage aber, wann der Beizug ei-
nes Anwalts im Verwaltungsver-
fahren nach einer gerichtlichen
Rückweisung erforderlich ist, ist
die Rechtsprechung ziemlich un-
einheitlich: In einem Entscheid
vom 19. Juli 200723 hielt das Bun-
desgericht fest, dass nach einem
langwierigen Verfahren und nach
einer gerichtlichen Rückweisung
der Beizug eines Anwalts gerecht-
fertigt sei. Gleich entschied das
Verwaltungsgericht des Kantons
Luzern.24 Neben der Tatsache,
dass eine Rückweisung erfolgt war,
wurde die Erforderlichkeit der
URV damit begründet, dass diver-
gierende Arztberichte vorlagen,
mit denen sich der Beschwerde-
führer nicht ohne fachlichen Bei-
stand auseinandersetzen könne. 

Noch deutlicher ist der Ent-
scheid des Sozialversicherungs -
gerichts des Kantons Zürich vom
18. September 2009:25 Es führt in
Erwägung 4.4 aus: «Vorliegend
stellt sich indes durch die angeord-
nete Begutachtung die Situation
anders dar als in einem erstmali-
gen, weitgehend vorgezeichneten
und damit problemlosen Abklä-
rungsverfahren. Mit der sachli-
chen Auseinandersetzung mit den
dabei aufgeworfenen Fragen, ins-
besondere auch formeller Art, war
der rechtsunkundige Beschwerde-
führer zweifellos überfordert. Da-
mit war es auch im Lichte der
Rechtsprechung, wonach an die
Notwendigkeit der Verbeistän-
dung ein strenger Massstab anzu-
legen ist (BGE 122 I 10 Erwä-
gung 2c), gerechtfertigt, für das
wei  te re Verwaltungsverfahren ei-
nen Rechts anwalt beizuziehen.» 

In einem neueren Entscheid
vom 3. Mai 201126 wendet das
Bundesgericht aber wieder einen
strengeren Massstab an: Selbst bei
einer Rückweisung ist eine anwalt-
liche Vertretung nicht notwendig,
wenn – anders als im Entscheid
8C_48/2007 – das Verfahren
noch nicht mehrere Jahre gedauert

hat. Interessant ist nun die Be-
gründung des Bundesgerichts: Die
Vertretung durch einen Anwalt sei
deshalb nicht notwendig, weil in
diesem Verfahrensstadium (Neu-
begutachtung nach Rückweisung)
gemäss BGE 133 V 446 kein An-
spruch auf eine vorgängige Stel-
lungnahme zu den Gutachterfra-
gen bestehe. 

Im vieldiskutierten BGE 137 V
210 hat aber das Bundesgericht ge-
nau in dieser Frage die Rechtspre-
chung jüngst geändert und festge-
halten, dass die Gutachterfragen
der versicherten Person vorgängig
zur Stellungnahme und Ergän-
zung vorzulegen seien. Auch in an-
deren Bereichen hat der BGE 137
V 210 die Mitwirkungsrechte
deutlich gestärkt,27sodass nun die
Notwendigkeit der anwaltlichen
Vertretung in Fällen, wo nach ei-
ner Rückweisung eine Begutach-
tung vorgenommen wird, wohl re-
gelmässig bejaht werden muss.

3. Anspruch auf
Zwischenentscheid

In der Regel entscheiden Behör-
den und Gerichte über das Gesuch
um unentgeltliche Rechtsvertre-
tung zusammen mit dem Endent-
scheid. Dies ist dann nicht zu be-
anstanden, wenn der Rechtsvertre-
ter nach Einreichung seiner ersten
Rechtsschrift keinen Aufwand
mehr hat. 

Fällt aber zusätzlicher Aufwand
an, so für eine Replik, eine Stel-
lungnahme zum Beweisergebnis
oder Ähnliches, muss die Behörde
beziehungsweise das Gericht vorab
einen Zwischenentscheid fällen.28

Dieser stellt – im Falle einer Ab-
lehnung – einen nicht wiedergut-
zumachenden Nachteil gemäss
Art. 93 Abs. 1 lit. a BGG dar und
kann an das Bundesgericht weiter-
gezogen werden.29 In der Praxis
tun sich insbesondere die kanto-
nalen IV-Stellen schwer damit und
erlassen nur auf ausdrückliche

1 Verwaltungsverfahren: Art. 37 Abs. 4 ATSG; kantonale Ge-
richtsverfahren: Art. 61 lit. f ATSG. Zum URV-Anspruch im
Verwaltungsverfahren: Kieser, ATSG-Kommentar, Rz. 22–24
zu Art. 37 ATSG; ausführlich: Müller, «Das Verwaltungsver-
fahren in der Invalidenversicherung», Rz. 1979–2024. Zum
URV-Anspruch im Gerichtsverfahren: Kieser, ATSG-Kom-
mentar, Rz. 102–110 zu Art. 61 ATSG. Zur URV allgemein:
Meichssner, «Das Grundrecht auf unentgeltliche Rechtspflege»
(Art. 29 Abs. 3 BV), Basler Studien zur Rechtswissenschaft,
Band 77; ein Update dazu in Meichssner, «Aktuelle Praxis der
unentgeltlichen Rechtspflege», in: Jusletter 7.12.2009.

2 Urteil Bundesgericht 8C_107/2010 vom 2.8.2010, E. 8 und 9.
3 Zum Ganzen: Meichssner, a.a.O., Art. 29 Abs. 3 BV, S. 209 f.
4 Art. 61 lit. f ATSG.
5 Art. 37 Abs. 4 ATSG.
6 Auch die Weisungen in Rz. 2055 und 2056 KSRP beschrän-

ken sich im Wesentlichen darauf, das Gesetz wiederzugeben.
7 BGE 125 V 32, E. 4b; BGE 117 V 408, E. 5a; BGE 114 V

235, E. 5b; Müller, a.a.O, Rz. 2019.
8 BGE 132 V 200, E. 4.1.; BGE 117 V 408, E. 5a; Urteil Bundes-

gericht I 928/05 vom 4.12.06, E. 5.1.; Urteil Bundesgericht
9C_315/2009vom18.9.2009,E.1, 2.2.;Meichssner,a.a.O.,S.9.

9 BGE 125 V 32, E. 4b, ergangen vor Inkrafttreten des ATSG,
doch laut BGE 132 V 201, E. 4.1 bleibt die Rechtsprechung
zur URV im Verwaltungsverfahren weiterhin anwendbar. 

10 BGE 125 V 32, E. 4b. 
11 Urteil Bundesgericht I 415/06 vom 21.6.2007, in: SVR 2009

IV Nr. 3 mit Verweisen auf BGE 103 V 47, BGE 98 V 118,
BGE 130 I 181, E. 2.2., BGE 128 I 232, E. 2.5.2.

12 Entscheid Versicherungsgericht Kanton St.Gallen AVI
2007/21 vom 31.8.2007.

13 Urteil Bundesgericht 8C_370 / 2010 vom 7.2.2011, E. 7.1.
14 Art. 29 Abs. 3 BV.
15 Urteil Bundesverwaltungsgericht C-5728 / 2009 vom

5.7.2011, E. 3.4. Weitere: C-4245/2009 vom 17.5.2011; C-
7210/2009 vom 29.4.2011; C-8147 / 2009 vom 29.10.2010.

16 Urteil Sozialversicherungsgericht Kanton Zürich ZL.2009.
00039 vom 31.8.2010, E. 3.3; Urteil Sozialversicherungsge-
richt Kanton Zürich ZL.2010.00041 vom 31.8.2011, E. 4.2.

17 Urteil Bundesgericht 8C_900 / 2010 vom 20.4.2011, E. 8.
18 Art. 43 Abs. 1 ATSG.
19 BGE 132 V 200, E. 4.1.; Urteil Bundesgericht 8C_243/2010

vom 31.5.2010, E. 2. 
20 Z.B. Urteil des Sozialversicherungsgerichts Kanton Zürich

ZL.2010.00041 vom 31.8.2011, E. 4.2.
21 Urteil Bundesverwaltungsgericht C-5728 / 2009 vom 5.7.2011,

E. 3.4. Weitere Entscheide: C-4245/2009 vom 17.5.2011; C-
7210 / 2009 vom 29.4.2011; C-8147 / 2009 vom 29.10.2010.

22 Urteil Sozialversicherungsgericht Kanton Zürich 
IV.2011.00322 vom 12.7.2011, es dürfte sich um einen
 Anwendungsfall von überspitztem Formalismus handeln.

23 8C_48/2007 E. 2.2., in SVR 2009 UV Nr. 5, S. 9.
24 Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Luzern S 11 20

vom 4.2.2011 E. 2.
25 IV.2007.01463 vereinigt mit IV.2008.00032, publiziert in

plädoyer 1/10, S. 67 ff.
26 9C_161/2011, E. 3.3.
27 E. 3.1.3.3: Einigung über Modalitäten der Begutachtung; E.

3.4.2.8: Anordnung Gutachten in Verfügungsform. 
28 Urteil Bundesgericht 1P.345/2004 vom 1.10.2004, E. 4.3. mit

Verweis auf BGE 122 I 203, E. 2g. Dazu Kieser, a.a.O., Rz.
28 zu Art. 37 ATSG sowie Rz. 110 zu Art. 61 ATSG.

29 BGE 129 I 129, E. 1.1.; Urteil Bundesgericht 4A_380/2008
vom 10.9.2008, E. 1.2., publiziert in HAVE 2008, S. 356.
Der Grundsatz galt bereits vor Inkrafttreten des BGG: siehe 
BGE 126 I 207, E. 2a.
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Aufforderung hin Zwischenent-
scheide zur URV im Vorbescheids-
verfahren. Häufig wird dann der
Anwalt lediglich mit einem knap-
pen Schreiben oder E-Mail darü-
ber informiert, dass die URV be-
willigt werde. Mehr braucht es
aber auch nicht.

4. Höhe des
Stundenansatzes

4.1 Im kantonalen
 Versicherungsverfahren
Die Kantone sind weitgehend frei
in der Bestimmung der Höhe der
Entschädigung des unentgeltli-
chen Rechtsvertreters im Verfahren
vor dem kantonalen Versiche-
rungsgericht. Das Stundenhonorar
des unentgeltlichen Rechtsvertre-
ters darf gemäss den Vorgaben des
Bundesgerichts aber nicht tiefer
sein als 180 Franken.30 Diese Un-
tergrenze, die zunächst für das Ho-
norar eines amtlichen Verteidigers
im Strafverfahren festgelegt wor-
den war, gilt mittlerweile auch
für das Sozialversicherungs -
verfahren.31

Früher hatte das damalige EVG
noch eine Untergrenze von
160 Franken pro Stunde als will-
kürfrei bezeichnet.32 Es gibt übri-
gens auch eine Willkür-Obergrenze
für die Entschädigung des Anwalts,
die bei 320 Franken pro Stunde
liegt.33 Die Obergrenze  hat aber
bei der Bemessung des URV-Ho-
norars keine praktische Bedeutung.

Beim Stundenansatz von
180 Franken handelt es sich um
eine Untergrenze für besonders
einfache Verfahren; somit darf der
Stundenansatz von 180 Franken
nicht systematisch und regelmäs-
sig angewandt werden, was aber in
der Praxis vieler kantonalen Ge-
richte durchaus der Fall ist. Es
kann sich für die Anwältin lohnen,
sich dagegen zu wehren: Das Bun-
desgericht hat in einem jüngeren
Entscheid den vom Kantonsge-
richt Basel-Landschaft festgesetz-

ten Stundenansatz von 180 Fran-
ken als zu tief bezeichnet, weil das
Gericht gleichzeitig eine relativ
hohe Gerichtsgebühr festgesetzt
hatte. Damit habe das kantonale
Gericht zum Ausdruck gebracht,
dass das Verfahren nicht besonders
einfach gewesen sei. Es stelle eine
Ermessensunterschreitung dar,
wenn das kantonale Gericht diese
Überlegungen bei der Bemessung
des Anwaltshonorars wieder aus-
klammere.34

Daraus kann man den Schluss
ziehen, dass – zumindest in den
kostenpflichtigen IV-Beschwerde-
verfahren – die Höhe der Ge-
richtsgebühr ein Gradmesser für
die angemessene Höhe der Ent-
schädigung der Anwältin ist. Die
Bandbreite für die Gerichtskosten
beträgt ja 200 bis 1000 Franken,35

diejenige für das Stundenhonorar
des Anwalts liegt gemäss der
 erwähnten Rechtsprechung zwi-
schen 180 und 320 Franken. Kann
man nun daraus ableiten, dass
zum Beispiel eine Gerichtsgebühr
von 600 Franken, die sich genau
in der Mitte der gesetzlichen
Bandbreite befindet, zu einem
Stundenhonorar des Anwalts von
250 Franken führen muss, weil
dieser Stundenansatz ebenfalls ge-
nau in der Mitte der zulässigen
Bandbreite ist? 

Immerhin müsste ein kantona-
les Versicherungsgericht konkrete
sachliche Gründe vorbringen kön-
nen, wenn es gleichzeitig eine ver-
hältnismässig hohe Gerichtsge-
bühr und einen verhältnismässig
tiefen Stundenansatz festlegen
will. In der Praxis sind aber solche
Diskrepanzen häufig anzutreffen,
ohne dass eine Begründung dafür
geliefert wird.

4.2 Im Verwaltungs verfahren
nach ATSG
Im Verwaltungs- und Einsprache-
verfahren nach ATSG ist die ge-
setzliche Grundlage eine andere:
Art. 12a ATSV36 verweist bezüg-
lich der Entschädigung des unent-

geltlichen Rechtsvertreters auf die
Art. 8 bis 13 des Reglements vom
11. Dezember 2006 über die Kos-
ten und Entschädigungen vor
dem Bundesverwaltungsgericht
(VGKE)37. Gemäss Art. 10 Abs. 2
VGKE beträgt der Stundenansatz
für Anwälte zwischen 200 und
400 Franken. Diese Bandbreite
gilt auch für die unentgeltlichen
Rechtsvertreter.38

Mit anderen Worten müssten
eigentlich die unentgeltlichen
Rechtsvertreterinnen in besonders
einfachen Einsprache- oder Vor-
bescheidsverfahren mit 200 Fran-
ken pro Stunde entschädigt wer-
den, in besonders komplexen Fäl-
len müssten es dann 400 Franken
pro Stunde sein und in Fällen von
durchschnittlicher Komplexität
müsste sich der Stundenansatz ir-
gendwo dazwischen befinden,
beispielsweise bei 250 oder
300 Franken.39

Das Bundesverwaltungsgericht
wendet Art. 10 Abs. 2 VGKE je-
denfalls genau so an und bemisst
den Stundenansatz der Parteient-
schädigungen sowie der unent-
geltlichen Rechtsvertreter inner-
halb dieser Bandbreite.40

In den Verwaltungsverfahren
nach ATSG zeigt sich aber ein
ganz anderes Bild: Während die
Unfallversicherer und auch die
Ämter für Zusatzleistungen in sel-
tenen Ausnahmefällen auch ein-
mal mehr als 200 Franken pro
Stunde entschädigen, berechnen
die kantonalen IV-Stellen immer
und ausnahmslos 200 Franken
pro Stunde. Ich habe jedenfalls
noch nie einen höheren Stunden-
ansatz als 200 Franken in einem
IV-Verwaltungsverfahren zuge-
sprochen erhalten und auch eine
nicht repräsentative Umfrage un-
ter zahlreichen Rechtsanwälten,
die regelmässig als unentgeltliche
Rechtsvertreter in IV-Verfahren
tätig sind, hat keinen einzigen Fall
zu Tage gefördert, in dem ein hö-
herer Stundenansatz angewendet
wurde.
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Die IV-Stellen begehen damit
eine unzulässige Ermessensunter-
schreitung, da sie immer und re-
gelmässig am untersten Rand der
von Art. 10 Abs. 2 VGKE vorgege-
benen Bandbreite bleiben. Das
Bundesgericht sieht dies grund-
sätzlich auch so: Im Urteil vom
11. Februar 201141 hielt es in Erwä-
gung 4.3.1 zwar fest, dass tatsäch-
lich eine unzulässige Ermessensun-
terschreitung vorliegen würde, falls
die Versicherungsträger den Stun-
denansatz der unentgeltlichen
Rechtsvertreter generell und sche-
matisch auf 200 Franken festsetzen
würden. Das sei aber gar nicht der
Fall, meint das Bundesgericht. Die
Vorinstanz habe es durchaus als
möglich bezeichnet, dass in einem
komplexeren Fall auch ein höherer
Stundenansatz auszurichten wäre.
Es liege kein Ermessensmissbrauch
vor, wenn für bestimmte Fallkate-
gorien Richtwerte bestimmt wür-
den. Solche Richtwerte gibt es aber
nicht.42

In Erwägung 4.3.2 führt das
Bundesgericht weiter aus, dass ein
Stundenansatz von 200 Franken
nicht nur für besonders einfache
Fälle angewendet werden dürfe,
weil in besonders einfachen Fällen
gar kein Anspruch auf einen un-
entgeltlichen Rechtsvertreter be-
steht. Denn gemäss Art. 37 Abs. 4
ATSG ist im Verwaltungsverfah-
ren die Hürde für die Bestellung
unentgeltlicher Rechtsvertretung
ja deshalb besonders hoch, weil die
Verhältnisse den Beizug eines An-
walts «erfordern» müssen. Im Ge-
richtsverfahren genüge es, dass
sich der Beizug eines Anwalts
«rechtfertigt» (Art. 61 lit. f ATSG). 

Da im Verwaltungsverfahren
nach ATSG nur komplexere Fälle
die «Hürde» für die Bestellung ei-
nes unentgeltlichen Rechtsvertre-
ters überhaupt nehmen können,
rechtfertigt es sich offenbar nach
Ansicht des Bundesgerichts, dass
nur in ganz komplexen und kom-
plizierten Fällen ein höherer Stun-
denansatz als 200 Franken auszu-

richten ist. Zu denken wäre hier
beispielsweise an Rentenrevisions-
fälle oder an langjährige Verwal-
tungsverfahren mit Begutachtung
nach Rückweisung. Gemäss der
oben zitierten Rechtsprechung
gelten solche Verfahren in aller Re-
gel als besonders aufwendig und
komplex.

5. Einreichung der
Honorarnote

Kann eine Anwältin, der das kan-
tonale Gericht keine kostende-
ckende URV-Entschädigung zuge-
sprochen hat, ihre Honorarnote
auch erst im Rahmen der Kosten-
beschwerde vor Bundesgericht
einreichen? Diese Frage beantwor-
tete das Bundesgericht zunächst
uneinheitlich: In einigen Ent-
scheiden taxierte es das nachträg-
liche Einreichen der Honorarnote
vor Bundesgericht als unzulässiges
Novum.43 In anderen Urteilen
hielt das Bundesgericht dann aber
fest, es handle sich dabei um keine
Verletzung des Novenverbots
(Art. 99 Abs. 1 BGG), weil ja erst
der ungenügende Entschädi-
gungsentscheid der Vorinstanz ei-
nen Anlass zur Einreichung der
Honorarnote geboten habe.44

Mit Urteil vom 22. Februar
201145 hat das Bundesgericht die
Sache nun im Sinne einer Präzisie-
rung der Rechtsprechung klarge-
stellt: Wenn die Prozessordnung es
dem kantonalen Gericht erlaubt,
das Anwaltshonorar ohne Einho-
lung einer Honorarnote festzuset-
zen, dann dürfe der Anwalt seine
Honorarnote vor Bundesgericht
nicht mehr einreichen. Denn er
wisse ja, dass das kantonale Ge-
richt sein Honorar nach Ermessen
festlegen werde, wenn er keine
Honorarnote einreicht. Das Bun-
desgericht führt weiter aus, es kön-
ne nicht sein, dass die Anwälte zu-
nächst abwarten würden, wie viel
ihnen das kantonale Gericht nach
Ermessen zuspreche und dann,
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wenn die Entschädigung zu tief
ausfalle, ihre Honorarnote noch
dem Bundesgericht einreichen
könnten.46

Unentgeltliche Rechtsvertreter
sind also gut beraten, ihre Hono-
rarnoten bei den kantonalen Ge-
richten rechtzeitig unaufgefordert
einzureichen. Eine rechtzeitig ein-
gereichte Honorarnote muss im-
merhin berücksichtigt werden.
Eine Kürzung ohne nachvollzieh-
bare Begründung ist nicht zuläs-
sig.47 Dieser Grundsatz gilt nicht
nur für Parteientschädigungen,
sondern auch für URV-Entschä -
digungen.48

6. Verrechenbarer
Aufwand

Wenn ein unentgeltlicher Rechts-
vertreter unnötigen oder übertrie-
benen Aufwand in Rechnung
stellt, kann die zuständige Behör-
de die Honorarnote kürzen. Aller-
dings sind pauschale Kürzungen
unzulässig: Es muss begründet
werden, warum welche Aufwand-
positionen gekürzt werden.49

Unklarheiten bestehen in Bezug
auf die üblicherweise letzten Posi-
tionen auf der Honorarnote, näm-
lich die Lektüre des Entscheids so-
wie die Schlussbesprechung mit
dem Klienten, bei welcher einer-
seits der Entscheid erläutert wird
und andererseits die Prozesschan-
cen für die Ergreifung eines
Rechtsmittels besprochen werden.
Das Verwaltungsgericht des Kan-
tons Luzern hat in einem jüngeren
IV-Entscheid50 festgehalten, dass
ein Anwalt den Aufwand für die
Lektüre des Urteils und die Be-
sprechung mit dem Klienten nicht
in Rechnung stellen dürfe, da diese
Aufwände «nur prognostisch für
die Zukunft sind und erst nach
Abschluss des Beschwerdeverfah-
rens vor Verwaltungsgericht anfal-
len». Gut, wird sich der unentgelt-
liche Rechtsvertreter sagen, wenn
ich diesen Aufwand nicht vom

Staat entschädigt erhalte, dann
stelle ich ihn halt meinem Klien-
ten in Rechnung. Aber das geht
eben auch nicht: Eine Anwältin,
die – nachdem sie ein URV-Man-
dat vor dem kantonalen Versiche-
rungsgericht geführt hatte – ihren
Aufwand für Urteilsstudium und
Besprechung direkt dem Klienten
in Rechnung gestellt hatte, wurde
von der Aufsichtskommission des
Obergerichts des Kantons Zürich
verwarnt. Dieser Aufwand sei klar
Teil des Auftrags als unentgeltliche
Rechtsvertreterin und dürfe nicht
dem Klienten belastet werden.51

Immerhin hielt die Aufsichtskom-
mission fest, dass dreissig Minuten
für das Urteilsstudium und 80 Mi-
nuten für die Besprechung nicht
zu beanstanden seien.52

Was gilt nun? Die Rechtsauffas-
sung des Verwaltungsgerichts des
Kantons Luzern, die offenbar auch
vom Kantonsgericht Basel-Land-
schaft geteilt wird,53 ist nicht
nachvollziehbar: Selbstverständ-
lich gehören das Urteilsstudium
eines Gerichtsentscheids und des-
sen Besprechung mit dem Klien-
ten sowie die Erörterung der
Chancen eines allfälligen Weiter-
zugs zum Aufwand, den ein sorg-
fältig arbeitender Anwalt betrei-
ben muss.54 Und genauso selbst-
verständlich steht dieser Aufwand
in direktem Zusammenhang mit
dem kantonalen Gerichtsverfah-
ren und muss deshalb im Rahmen
dieses Gerichtsverfahrens entschä-
digt werden.55 Das Kantonsge-
richt St. Gallen hat deshalb richti-
gerweise in seinen «Richtlinien zur
unentgeltlichen Rechtspflege im
Zivilprozess und für die Privatklä-
gerschaft im Strafprozess» vom
Mai 2011 in Ziff. II.3 klar festge-
halten, dass das Urteilsstudium
und die Schlussbesprechung mit
dem Klienten zum angemessenen
Honorar gehören und zu entschä-
digen sind. Andernfalls wäre jede
unentgeltliche Rechtsvertreterin
nach Erhalt des Urteils vor die
Wahl gestellt, entweder gratis zu

arbeiten oder aber auf das Urteils-
studium und die Schlussbespre-
chung zu verzichten und damit
eine Sorgfaltspflichtverletzung zu
begehen. 

7. Zulasten der
Rechtsuchenden

Kein Anwalt wird mit URV-Man-
daten reich.56 Aber mittlerweile
hat die bundesgerichtliche Recht-
sprechung anerkannt, dass es An-
wälte gibt, die einen erheblichen
Teil ihrer Mandate im Rahmen
der URV führen und deshalb da-
mit einen vernünftigen Verdienst
erzielen müssen.57 Das gilt insbe-
sondere im Bereich des Sozialver-
sicherungsrechts, aber auch im Fa-
milienrecht, Migrationsrecht und
Sozialhilferecht. Die hier dargeleg-
ten Unklarheiten und Unsicher-
heiten im Zusammenhang mit der
Gewährung und Bemessung der
URV machen das Führen solcher
Mandate für Anwälte zusehends
unattraktiver. Umso schwieriger
ist es für Rechtsuchende, einen er-
fahrenen Anwalt zu finden, der be-
reit ist, sie zu vertreten. 

Art. 17 der Schweizerischen
Standesregeln verpflichtet jeden
Anwalt und jede Anwältin, URV-
Mandate zu führen. Dies kann
aber kaum kontrolliert, geschwei-
ge denn erzwungen werden. Art.
29 Abs. 3 BV bleibt nur so lange
faktisch wirksam, als sich genü-
gend Anwältinnen und Anwälte
finden lassen, die freiwillig URV-
Mandate übernehmen. Klarere
Regeln, eine höhere Entschädi-
gung58 und mehr Rechtssicher-
heit wären deshalb wünschens-
wert, und zwar nicht nur im Inte-
resse der Anwaltschaft, sondern
auch und hauptsächlich im Inte-
resse der Rechtsuchenden.

Die Qualität unseres Rechts-
staates misst sich nicht zuletzt da-
ran, ob der Zugang zum Recht
auch in Zukunft für alle offen
steht oder nicht.


